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Eröffnung und Begrüßung

eröffnet die Sitzung des Haupt-
Finanz- und Rechtsausschusses um 16.36 Uhr. Er' begrüßt 'die
Erschienenen und stellt die form- und fristgerechte Einladung zur
heutigen Sitzung sowie die Beschlussfähigkeit des Kreistagsausschusses

Anderungswünsche zur vorliegenden Tagesordnung gibt es nicht.

est

Peter Pil eröffnet
]6=36

die des

una stellt aie Form-
Uhr

Sitzung

una

Nachtragshaushaltssatzung und Nachtragshaushaltsplan für den
Doppelhaushalt 2017/2018 Investitionsprogramm für dieJahre 201 7
bis 2021

hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 14. Februar 2018(Vorta ge Nr
0542/2018)

Auf Vorschlag des ilaer wird zunächst
über die drei vorliegenden Haushaltsänderungsanträge, danach über die
Haushaltsänderungsliste des Kreisausschusses vom 23. April 201 8 und
sodann über die Nachtragshaushaltssatzung und den
Nachtragshaushaltsplan für den Doppelhaushalt 2017/20218 beraten
und abgestimmt.



3

der Fraktionen von SPD.
Bündnis 90/Die Grünen und FW vom 25. April 201 8 zur Erhöhung des
Mittelansatzes beim Produkt 33.1 .OI , Pos. 1 5 (Freiwilligenzentrum) mit
folgendem Wortlaut:

"Der Haushaltsansatz für den lauferlden Betrieb des ,Freiwilligenzentrums
air Stadt und Landkreis Gleßerl (FWZy wird im Produkt 33. 1.0] . pos. ]5
IFreiwilligenzentrum) um 6.000 € vati 20.600 € aufdann 26. 600 €
erholt

Es erfolgt keine weitere Aussprache

der CDU-Fraktion vom 2. Mai
2018 zur Erhöhung des Mittelansatzes beim Produkt 54.2.01, Pos. 13
(Unterhaltung von Kreisstraßen) mit folgendem Wortlaut:

.Der Haushaltsansatz im Produkt 54.2. 0 ]
200.000 € erhöht.

Pos. ] 3 wird um weitere

Auf Nachfrage von tier!.ll...Z!!d(e!:mann stellt l:lg!.Llpandau für die
antragstellende CDU-Fraktion klar, dass sich die hier beantragten Mittel
nicht auf eine konkrete Straßenunterhaltu.ngsmaßnahme beziehen. Im
weiteren Verlauf der Diskussion, an der sich noch Herr Pilger. Herr
Senlmler und 11e!.r..H!!!aälx!!er beteiligen, teilt prall Hauptamtliche Erste

noch mit, dass diese zusätzlichen Mittel
nach Auskunft der Verwaltung auch im 2. Halbjahr 2018 tatsächlich
noch "umgesetzt" werden können.

der CDU-Fraktion vom 2. Mai
2018 zur Erhöhung des Mittelansatzes beim Produkt 11.1 .01 , pos. 1 3
(Politische Willensbildung) mit folgendem Wortlaut:

"Der Haushaitsat]satz im Produkt ]]. ].OI
erhöht."

Pos. ] 3 wird um 50.000 €

HerLSc!!ö11Enlann begründet zunächst den Antrag der CDU-Fraktion. Am
Ende der Aussprache, an der sich noch H€!:Ll<rglslBgsyorsitzender Karl-
1:leInE...ELi!!dli, Erali...Dr-..Halil21.!cb, u nd Era!! Sch neider
beteiligen, wird, weil es sich bei der Anschaffung von iPads um investive
Auszahlungen handelt, der q 0542/201 8-3 der
CDU-Fraktion von Herrn..SchöfEma11n wie folgt geändert:

Der Haushaltsarlsatz im investiven Teil des IT-Haushaltes (Produkt
1]. ].03) wird um 10.000 €erhöht."

erläutert die wesentlichen Punkte der vom
Kreisausschuss am 23. April 201 8 vorgelegten Haushaltsänderungsliste
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Insbesondere geht sie dabei auf die Veränderungen bei der
Kreisvolkshochschule, bei den Leistungen 'nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz, den Personalaufwendungen sowie der
Wohnbauförderung(Sozialer Wohnungsbau) ein. '
Außerdem beantwortet noch eine Nachfrage
von 11e!.!in...!!gille! bezüglich der im Produkt 11.1 .04 (Justiziariat)
zusätzlich bereitgestellten Mittel in Höhe von 36.000 EUR für den
Einsatz von Leiharbeitskräften dahingehend, dass hier aufgrund einer
Dauererkrankung eine schnelle Lösung gefunden werden musste und
man sich daher für eine kurzfristige Besetzung dieser vakanten Stelle
über die ZAUG gGmbH entschieden hat, was von l::!errn Hamel als "der
falsche Weg" gehalten wird. "

Weiter Nachfragen zur Haushaltsänderungsliste gibt es nicht, so dass
sodann abstimmen lässt.

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Abstimmun

Zustimmung(einstimmig bei 1 4Ja-Stimmen und 3 Stimmenthaltungen)

Abstimmun

Zustimmung (einstimmig bei 16Ja-Stimmen und l Stimmenthaltung)

Abstimmun

Zustimmung (einstimmig)

änderunclsllste des
des beschlossenen

nd -3 (in geänderter
Fassun

Zustimmung(einstimmig bei 9 Ja-Stimmen und 8 Stimmenthaltungen)

Kostenbeteiligung bei Kindertagespflege
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 8. Februar 2018(Vorla ge Nr

0534/2018

He!.L Ha111e! stellt fest, dass das erwartete KITA-Gesetz der
Landesregierung für einen bestimmten Personenkreis, nämlich die
Eltern, welche dauerhaft (auch in der Nacht und an den Wochenenden)
auf die Kindertagespflege angewiesen sind, kein Lösung bieten wird.
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Er bittet daher darum, darauf hinzuwirken, dass auch für diese Eltern
hier eine entsprechende Lösung herbeigeführt wird, damit auch diese
von Elternbeiträgen freigestellt werden.

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung(einstimmig bei 1 5 Ja-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen)

Satzung des Landkreises Gießen über die Erhebung von Gebühren für
die Unterbringung von Personen im Sinnedes Gesetzes über die
Aufnahme und Unterbringung von Flüchtli ngen und anderen
ausländischen Personen(Landesaufnah megesetzes)
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 1 4. März 2018(Vorla ge Nr

0488/2017)

äutert die Vorlage des Kreisausschusses und
begründet insbesondere nochmals die Notwendigkeit der vorliegenden
.Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von
Personen im Sinne des Landesaufnahmegesetzes" ' '

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung (einstimmig bei 16Ja-Stimmen und l Stimmenthaltung)

1 .000 m:)Crwëf
von der Stadt Linden für den Neubau des Ganztagsbereiches der
Wiesengrundschule Linden-Leah gestern im Rahmen des Kommunalen
Investitionsprogrammes l

Es erfolgt keine weitere Aussprache

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung (einstimmig)

Probe

Wiesengrundschule in Linden-Leihgestern

verweist auf die ergänzend
vorgelegte Folgekostenberechnung der Verwaltung (Tischvorlage).
Eine weitere Aussprache erfolgt nicht mehr.

noch

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung (einstimmig)
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!.!erLSchere!. begründet zunächst seinen hierzu im Kreistagsausschuss
für Schule, Bauen und Sport gestellten Änderungsantrag mit dem
niedrigeren Grundstückswert des Tauschgrundstückes der Stadt
Staufenberg und den auf den Landkreis Gießen zukommenden Abriss-
und Altlastensanierungskosten. Der Änderungsantrag mit
nac.hfolgendem Wortlaut wurde im Kreistagsausschuss für Schule, Bauen
und Sport einstimmig beschlossenen:

,Für das Grundstück Flur ] 225/1 (Waldschule Darbringen) soll dessen
kündige Nutzung für sozialen Wohnungsbau in Zusammenhang mit dem
C;rundstttckstausch dinglich gesichert werden." '

An der sich anschließenden Diskussion beteiligen sich noch Frau

lu::;nn
welche eine Nachfrage von Herrn Hillgärtner bezüglich der Verbuchung
Deantwo net . '

ert zu, dass die Stabsstelle Recht bis zur
Kreistagssitzung eine Formulierung vorlegt, mit der die Verwendung des
Grundstückes der Waldschule für eine künftige Nutzung für den Sozialen
Wohnungsbau gesichert wird (z.B. durch Rückfallregelung oder
Nachzahlungsregelung oder Sanktionsregelung bei Nichtdurchführung)

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Keine Abstimmung

vom 26. März 201 8 Iglj49e Nr. 600/2018

Die Fraktionen von SP.D, Bündnis 90/Die Grünen und FW haben am 27.
April 201 8 folgenden Änderungsantrag vorgelegt: .

"Ziffer l bleibt unverändert.

Ziffer 2 des Beschlussantrages zur Vorlage 0600/20 ] 8 erhält rlun
folgender} Wortlaut:
Der Larldkreis Gießen unterstützt die geplante Antfdiskriminierungsstelle
ies Vereins durch eine aktive Mitarbeitim Verein und durch finanzielle
Bezuschussung.

:s wird eine neue Ziffer 3 eingefügt mit folgendem Wortlaut:
Ziffer ] . und 2. werden nur dann wirksam, wenn mindestens eine weitere
Kommur:e aus Mittelhessen als Vereinsmitglied die geplante
Antidiskriminierungsstelle mitträgt.
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gibt bekannt. dass im
Kreistagsausschuss für Soziales und Integration, auf Vorschlag des
Kreistagsabg.eordneten Christopher Lipp von der CDU-Fraktion, die
Ziffer 3 des Änderungsantrages der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die
Grünen wie folgt gefasst und auch mehrheitlich so beschlossen wurde:

,Ziffer 2. wird nur dann wirksam, wenn mindestens eine weitere Kommune
lus Mittelhessen als Vereinsmitglied die geplante Antidiskriminierungsstelle
mitträgt und eine Zusage für eine IKZ-Förderung des Landes vorliegt'

11eliLSi2andau trägt zunächst vor, dass die Bedingung bezüglich der
Zusage für eine IKZ-Förderung problematisch ist und regt an, diese
daher zu streichen.

An der weiteren Aussprache, in der in erster Linie über die hier gewählte
Organisationsform, einen Verein, diskutiert wird, beteiligen sich noch
E:!e!.LScherer, E[4y..Landrätin..Sch1]eider sowie Herr Lenz. '

1:1er!:.B!.e.!de!!bach teilt abschließend noch mit, dass die CDU-Fraktion
weiterhin "Bauchschmerzen hat, was die finanzielle Bezuschussung
angeht", wenn die zuvor im Kreistagsausschuss für Soziales unä
Integration mehrheitlich beschlossene Aufnahme einer Bedingung
bezüglich der Zusage für eine IKZ-Förderung jetzt wieder gestrichen
werden soll und sich die CDU-Fraktion daher heute bei der Abstimmung
enthalten wird.

Auf Vorschlag des [ wird bei Ziffer 3
des zur Abstimmung stehenden ursprünglichen Änderungsantrages der
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die'Grünen und FW das Wort
"Kommune" ersetzt durch "kommunale Gebietskörperschaft"

Somit hat der zu fassende Beschluss unter
nunmehr gültigen Änderungen folgende Fassung

Berücksichtigung der

/ Der Landkreis Gießen tritt dem Verein Antidiskriminierung Mittelhessen
le. V.) als Gründungsmitglied bei. '

2. Der Landkreis Gießen unterstützt die geplante Antidiskriminierungs
;teile des Vereins durch eine aktive Mitarbeit im Verein und durch
:inanzielle Bezuschussung.

3. Ziffer 1. und 2. werden nur dann wirksam, wenn mindestens eine
weitere kommunale Gebietskörperschaft aus Mittelhessen als
/ereinsmitglied die geplante Antidiskriminierungsstelle mitträgt.

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung(mehrheitlich bei 1 0 Ja-Stimmen 3 Gegenstimmen und
4 Stimmenthaltung)



Bestellung des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Servicebetriebes
Landkreis Gießen inklusive der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der
Geschäftsführung für die Geschäftsjehre 2017 bis 2020
hier: Vorlage der Betriebskommission vom 29. März 201 8 (Vorlage Nr

Q609/2018

Es erfolgt keine weitere Aussprache

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung (einstimmig)

Änderung der Kre stag sgeschäftsordn u n g
hier: Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FW vom

HercBreldenbacb findet es "bedauerlich und schade", dass 1 % Jahre
versucht wird Kompromisse zu finden, aber letztendlich dann doch
einfach das beschlossen wird, was die Mehrheit will und somit l Z2 Jahre
Kompromisssuche "über Bord geworfen werden"
Auch EralLDr;.Halibrlch findet es grundsätzlich schade, dass es hier zu
keiner Einigung gekommen ist. Da jedoch kein Kompromiss in Sicht
gewesen war, dem alle Kreistagsfraktionen zugestimmt hätten, "muss
man dies eben dann irgendwann so zur Kenntnis nehmen und
entscheiden". . Funck stellt klar.
dass hier im Ältestenrat intensiv darüber diskutiert worden ist, es sich
im Ergebnis jedoch so darstellt, wie von Frau Dr. Haubrich geschildert.

An der weiteren Aussprache beteiligen sich noch H€rLHaumann. Herr

weist darauf hin, dass hier
nur die in der Vergangenheit angewendete Praxis (nämlich die
Teilnahme mit beratender Stimme von 3 Delegierten des
Kreisausländerbeirates an den Sitzungen des Kreistages und 2
Delegierten des Kreisausländerbeirates an den Sitzungen der
Kreistagsausschüsse) nunmehr beschlossen und in die
Kreistagsgeschäftsordnung aufgenommen werden soll. Er führt weiter
aus, dass die Kommunalaufsicht beim Regierungspräsidium Gießen Ende
Mai 2017 festgestellt hat, dass dies in der Geschäftsordnung geregelt
werden muss, weil das jeweilige Gremium (hier der Kreistag) nur so
festlegen kann, wer eine beratende Stimme hat bzw. haben soll. alle
anderen zählen im Umkehrschluss somit zur Öffentlichkeit. 'Dies
wiederum bedeutet, dass den Vertretern/innen des Ausländerbeirates
dann auch kein Anrecht auf Aufwandsentschädigung zustehen würde.

Der Kreistagsausschuss gibt folgende Beschlussempfehlung für den
Kreistag ab:

Zustimmung(mehrheitlich bei 1 0Ja-Stimmen und 7 Gegenstimmen)
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Mitteilungen und Anfragen

chtet über die aktuelle Entwicklung der
Flüchtlingssituatiön im Landkreis Gießen(siehe Anlage 1). '

Frau Landliä!!n...Schneide!. berichtet zunächst über den am heutigen
Donnerstag, 03.05.2018, stattgefunden Termin mit dem .Hessischen
Finanzministerium, bei dem ihr der "vorläufige Bescheid zum Austritt
aus dem Schutzschirm" (in Form eines Sparschweines) von
Finanzminister Dr. Schäfer überreicht worden ist, "vorläufig" dëshalb,
weil der Landkreis Gießen zwar in drei aufeinanderfolgenden Jahren im
ordentlichen Ergebnis einen Überschuss erzielt hat, die betreffenden
Jahresabschlüsse 2015 - 2017 aber erst noch geprüft werden müssen.

'''3 chtet über den aktuellen Stand in Bezug
auf das Hessenkassegesetz(siehe Anlage 2). ''--'

teilt noch mit.
dass der Elternbeirat des Kindergartens in Albach sich über die
potenzielle Umlegung der Schulbezirksgrenzen aufgeregt hat, wenn in
Annerod neu gebaut wird. In einem 'entsprechend dazu verfassten
Schreiben wird behauptet, dies erst aus der Presse erfahren zu haben.
Dies stimmt so nicht, stellt
Dr..Scblnah! fest und stellt abschließend klar, dass sie vor über einer
Woche mit der Chefin des Elternbeirates telefoniert und dieser alle
offenen Fragen beantwortet sowie das Angebot unterbreitet hat, auch
selbst in den Kindergarten zu einer Veranstaltung mit sämtliche Etern
zu kommen.

dankt im Zusammenhang
mit dem Ausstieg aus dem Schutzschirm, mit welchem ein großer Teil
der Sel.bstverwaltung zurückgewonnen werden konnte, auch im Namen
von Frau Landrätin Schneider der Mannschaft um Frau Heieis. der
Leiterin des FB 2, für die hervorragende Arbeit und überreicht ihr zu
diesem Anlass eine kleines Präsent in Form einer Flasche Rotwein.

schließt die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-

Peter Pilger
Aussch ussvo rsitzende r

KlalK Graulich
Schriftführer



Asyl - Monatsbericht
Quelle: soda. WK.ä]i]]i(:i]5:!eljsht

Altersgruppen

bls6 7-14 1$24 25-64 ab 6S
Jahre Jahre Jahre Jahre Jatire

Nationalitäten

Afghanistan

Irak

Syrien
Pakistan

Iran

Türkei

Somalia

Äthiopien

Eritrea

übrige

Wohnform

SGB ll-Leistungsempfänger in
GU/CGU

zusätzlich

H Wohnung

R Gemelnsch aßsun terkunß CCU)

R Gemeinschajtsun herkunft LKGI

erstellt durch Fachdienst 52. Alexandra Stoll; 03.04.201 8 ]3:00 Uhr

Stand 03.04.2018 

  Stamm-
personal

Aushilfs-/
Leiharbeits-

kräfte Summe

Leitung 1,00  ].,oo
Ve rwaltu n g 12,35 2.00 14.35
Sozialer Dienst 7,00 9,08 T6.08

  20,3 11,08 31,43

Aktuelle Fallzahl 1.069
Aktuelle Personenzahl 1.724

davon männlich 1.1 60
weiblich 564

ohne Anciabe 0

Altersgruppen
bis $Jahre 214
7-14Jahre ]88

15-2-4Jahre 425
25 -64 Jah re 884
ab 65Jähre 1 3

ohne Angabe 0

Summe 1.724

Nationalitäten
Afa hanistan 419
Irak ]97
Syrien 175
Pakistan 172
Iran 124
Türkei 11 9
Somalia 108
Ät hiopie n 95
Eritrea 82
übrige 233

Summe 1.724

Wohnform
Wohnung 1.114
Gemeinschaftsunterkunft(GU) 369
Gemeinschaftsunterkunft LKGI 241

Summe 1.724

Anzahl der Unterkünfte
Gemeinschaftsunterkünfte(GU) 37
Gemeinschaftsunterkunft LKGI 19



Anlage 2

Aktuelle Informationen zur Hessenkasse

> Das HessenkasseG wurde vom Landtag am 24. April 201 8 verabschiedet

Folgende wesentliche Änderungen zum Entwurf sind für uns relevant

© Der Gesamtbedarf für die Hessenkasse hat sich verringert. Es
werden nur die Mittel bereitgestellt, die zwingend benötigt werden.
Eine Verwendung des Sondervermögens fËlr andere Zwecke ist n.icht
meh r vorgesehen .
Es gibt eine größere Flexibilisierung für die Zahlung des
Eigenbetrages. Bei einer "Ratenpause", d.h. wenn der Beitrag einmal
nicht aufgebracht werden kann, kann auch die Beitragsdauer
verlängert werden .
Die Fristen für die Antragstellung und die Vorlage der
Parlamentsbeschlüsse und Verpflichtungserklärung beim HMdF
verlängern sich jeweils um einen Monat.

e

e

und im haushaltsrechtlichen Teil:

. Die Möglichkeit der Beauftragung der Rechnungsprüfungsämter
durch die Aufsichtsbehörde wurde gestrichen.

> Das Antragsformular steht seit Ende April als down-road zur Verfügung
Der Antrag muss zwingend unter Verwendung des elektronischen
Formulars bis zum 31 . Mai gestellt werden.
Von Seiten der Verwaltung ist das bereits in Vorbereitung und wird
fristgerecht erledigt.

> Nicht nur die Frist filr Antragstellung wurde verschoben, sondern auch
das gesamte weitere Verfahren. Die Bewilligungsbescheide des HMdF und
die Ablösevereinbarungen mit der WIBank werden nun nicht mehr wie
ursprüng[ich erwartet im Mai/Juni vor]iegen und die Ablösung der Kredite
beginnt auch nicht schon im Juli 201 8, sondern es gibt folgenden neuen
Ablaufp lan :

©

e

e

e

Ab Juli 201 8: Vorabversendung von Entwürfen der
Bewilligungsbescheide durch das HMdF an die Kommunen
Im August 201 8: Übergabe der Bescheide durch die Herren
Staatsminister Dr. Schäfer und Beuth

Parallel: Abschluss Ablösevereinbarung Kommune - WIBank
Ab 1 7. September 201 8: Ablösung der Kassenkredite


